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Im folgenden dokumentieren wir die Fragen und Wünsche der 
TeilnehmerInnen an unserer Online-Veranstaltung „Bürokratieentlastung und
Gemeinnützigkeit für Vereine“ vom 10.2.2021 (Mehr dazu). Dort stellte Dr. 
Regine Kratochvil-Hörr vom Staatsministerium Baden-Württemberg die 
Initiative des Landes „Bürokratieentlastung für Vereine“ vor, die im 
Staatsministerium koordiniert wird (Dokumentation der Präsentation).

Diese Übersicht soll in erster Linie als Feedback an das Staatsministerium 
dienen, das eine Klärung dieser Fragen und Wünsche mit den Fachministerien 
übernommen hat. Darüber hinaus dokumentiert sie bereits einige Antworten, 
die aus dem Publikum bzw. seitens der Veranstalter kamen.
Auf der Veranstaltung haben wir die vielfältigen Fragen der Übersicht zuliebe 
zu vier Themenblöcken zusammengefaßt. Der Lebendigkeit zuliebe sind viele 
Texte im O-Ton bzw. wie im Chat der Videokonferenz getippt beibehalten 
worden.

Die hier dokumentierten Wünsche der Engagierten flossen später auch ein in 
die Befragung von LandtagskandidatInnen am 2. März 2021.
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1 Transparenz/ Kommunikation

Transparenz von Behördenstrukturen und Arbeitsprozessen verbessern: 
Strukturen innerhalb Ämter und Behörden sind nicht transparent und so auch 
Arbeitsprozesse nicht klar, so dass der Verein an sich im Vorhinein der Behörde
schon Zeit einsparen könnte.

Transparenz, ein konkretes Beispiel: wir haben den Antrag für den 
Coronahilfsfond beim Sozialministerium gestellt. Es war VOR dem Abschicken 
des Antrags nirgendswo ein Ansprechpartner zu finden, keine email, keine 
Tel.Nr. nichts. Viel Arbeit, den Antrag zu stellen, um DANN erst einen 
Anspechpartner zu bekommen und zu erfahren, dass wir doch eher dem 
Bildungs- als dem Sozialministerium zuzuordnen sind und daher gar nicht 
antragsberechtigt sind. Es wäre ja schön gewesen, genau diesen Punkt 
VORHER klären zu können und nicht erst nach 3 Wochen Arbeit!

Digitalisierung: Übersendung von Unterlagen an Behörden sollten rein digital 
möglich sein. Zusätzlich zur digitalisierten Vorlage vom Unterlagen werden oft 
die gleichen Inhalte nochmals in ausgedruckter, postalischer Form benötigt. 
Dies bedeutet einen doppelten Aufwand und verlangt zusätzlich Unterschriften 
und Schriftverkehr. – Info der Referentin: die Digitalisierung der gesamten 
Verwaltung ist in Gang.

Notarielle Beglaubigungspflicht bei Satzungs- und Vorstandsänderungen 
verursacht zu viel Arbeit und Kosten. – Info der Referentin: Die 
Beglaubigungspflicht ist unverzichtbar, da die Registergerichte Transparenz und
Rechtssicherheit über das Vereinswesen gewährleisten sollen. Aber der 
Aufwand dafür wird verringert: viele Gemeinden erhalten Ratsschreiber, so daß
die Wege kürzer werden.

Übersicht über Vereinspflichten: Wo bekomme ich denn Informationen, 
was ein Verein überhaupt melden muss / welche administrative Pflichten erfüllt
werden müssen? Gibt es da eine übersichtliche Broschüre? – Hinweise aus dem
Publikum/ der Referentin:

• Leitfaden Vereinsrecht  
• Steuertipps für gemeinnützige Vereine  

Ergänzende Frage: Ja, die Broschüre vom Finanzamt kenne ich, aber eben: 
gibt es das für die anderen Bereiche/ Pflichten? Ganz ehrlich, ich wusste nach 
13 Jahren Vereinsarbeit nicht, dass Vorstandsänderungen beim Registergericht 
gemeldet werden müssen… wir haben die Protokolle mit den Vorstandswahlen 
immer nur dem Finanzamt geschickt, nicht an das Vereinsregister. – Ein 
allgemeines Vereinsinfopaket zum Download wäre schön.
Hinweise aus dem Publikum bzw. Referentin der Veranstaltung:

• Tipps zum Vereinswesen   des Treffpunkt Freiburg e.V.
• Vereine   – im Serviceportal BW
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Beratung in Bürokratiefragen: Es gibt viele Informationsmaterialien. 
Trotzdem bleiben oft spezielle Fragen offen. Gibt es das Angebot einer 
individuellen Beratung für Bürokratiefragen? (eine Art Sprechstunde).

Beratung zum Datenschutz: Gibt es eine allgemeine Stelle, bei der ein 
Verein Beratung zum Thema Datenschutz einholen kann?

Datenschutz-Information: Viele Vereine mussten 2020 wg. Corona auf 
Online-Cloud-Systeme umstellen. Gibt es irgendwo eine Übersicht über 
datenschutzkonforme Cloudlösungen? – Hinweise aus dem Publikum:

• Nein, eine solche Übersicht kann es nicht geben, da die Konformität mit 
dem Datenschutz nicht nur an einer Software bzw. Plattform liegt, 
sondern auch an ihrer Nutzung durch Vereine.

• https://haus-des-engagements.de/veranstaltungen/#helpdesk-beratung  

Serviceportal BW übersichtlicher und aktueller: Ich war eben auf dem 
Serviceportal. Nach einigem Suchen habe ich auch die Seite "Ehrenamt" 
gefunden. Dort gibt es einen Hinweis auf die Unfall- und 
Haftpflichtversicherung durch die Ecclesia-Versicherung. Aber die Verlinkungen 
sollten dringend aktualisiert werden. Die Einträge bei der Ecclesia-Versicherung
sind veraltet und führen ins Leere.

Unfall- und Haftpflichtversicherung: hier gibt es auch noch 
Informationsbedarf.

Juleica: Was ist diese Ausweiskarte für Jugendtrainer?
Hinweis aus dem Publikum der Veranstaltung:

• https://www.juleica.de/  

Forum: wo kann man denn solche Dinge gut einbringen und ggf. diskutieren?

Ressort-Spezialisierung der Ämter führt dazu, daß ressortübergreifende 
Vereine/ Projekte/ Aktivitäten, wie sie im Bereich Nachhaltigkeit häufig sind, 
keine Ansprechpersonen bzw. Fördermöglichkeiten finden bzw. bei 
Beteiligungs- oder Beratungsprozessen nicht berücksichtigt werden. Wir 
wünschen uns eine mehrperspektivische Sicht auf die Realität/ gesellschaftliche
Probleme. = Querschnittsthemen müssen personelle Zuständigkeiten finden, 
Beispiel: Stabsstelle Nachhaltigkeitsmanagement.

Beteiligung der Vereine an der Initiative Bürokratieentlastung: Werden 
Vereine und Gruppen beteiligt, indem sie gefragt werden, in welchen Bereichen
sie sich Entlastungen wünschen?
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Information über Bürokratieentlastung: Können wir über die tatsächliche 
Umsetzung der angekündigten Maßnahmen über einen Newsletter informiert 
werden? – Hinweis der Referentin:

• Neue Meldungen erscheinen hier: 
https://stm.baden-wuerttemberg.de/de/themen/koordinator-fuer-
buerokratieabbau/

2 Steuern/ Gemeinnützigkeit

2.1 Rücklagenbildung vs. zeitnahe Verwendung aller 
Mittel
Vereine benötigen zunehmend Rücklagen bzw. Eigenkapital, damit sie in der 
Lage sind, auf die Anforderungen diverser Geldgeber zu reagieren, die z.B. 
einen Eigenanteil/Eigenleistung von bis zu 25% der Projektsumme erwarten 
oder ihren Zuschuss erst nach der Verausgabung und Abrechnung der 
Projektmittel überweisen.

Dafür wäre es sinnvoll, einen entsprechenden Anteil von Rücklagen von der 
ansonsten geforderten „zeitnahen Verwendung“ auszuklammern und diesen 
Spielraum zu ermöglichen. Die Vereine kümmern sich ja mit den 
Projektgeldern darum, mehr Mittel für den gemeinnützigen Zweck zu erlangen 
und entsprechend zu verausgaben. Damit multiplizieren sie in einem gewissen 
Sinne die Eigenmittel/Spenden. Das sollte ihnen erleichtert werden.

Diese Rücklagenbildung sollte Vereinen erlaubt werden, ohne dass diese damit 
die Gemeinnützigkeit riskieren.

In der Diskussion um Zweckbetrieb und wirtschaftlichem Zweckbetrieb gibt es 
für gemeinnützige Vereine theoretisch auch die Teilungsmöglichkeit/ 
Entmischung in einen gemeinnützigen eingetragenen Verein und einen 
wirtschaftlichen Verein (w.V). Wirtschaftliche Vereine werden aber – z.B. vom 
Regierungspräsidium Freiburg – nicht anerkannt. Ohne diese Anerkennung sind
sie nicht zu gründen. Wir bitten darum, dies zu prüfen und dem bewährten 
Modell eines kleingenossenschaftlichen wirtschaftlichen Vereins neues Leben zu
verschaffen. 

Überarbeitenswert erscheinen uns auch die derzeit gültigen de-minimis-
Regelung mit ihrer Obergrenze von 200.000.- € in drei Jahren. Für manche 
Vereine ist dies existenziell, für größere und gesellschaftlich relevante Vereine 
stellt dies eine Grenze dar, die deutlich nach oben angepasst werden könnte.
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2.2 Vereinsbeauftragte der Finanzämter
Die Mitarbeiter in den Finanzämtern verwenden ihren „Ermessensspielraum“ 
sehr unterschiedlich. Dies stellen besonders gemeinnützige Vereine fest, die 
mit ihren regionalen Vertretungen mit gleichlautenden Satzungen auf 
verschiedene Finanzämter geraten.

Es wird daher sehr begrüßt, dass nach dem neuen Modell zukünftig in den 
Finanzämtern sogenannte Vereinsbeauftragte ernannt werden, die sich 
besondere Sachkenntnis zur Beratung der Vereine erwerben können und diese 
bei Fragen unterstützen werden. Unsere Forderung wäre dabei, dass diese 
Beauftragten in gemeinsamen Schulungen/Lehrgänge qualifiziert werden und 
ihnen ein hohes Maß an Interpretationsfreiraum gegeben wird, der den 
engagierten Bürgern mit ihren gemeinnützigen Anliegen entgegenkommt.

2.3 Klare Kriterien für „allgemeinpolitische 
Tätigkeit“ für mehr Rechtssicherheit
Die Urteile bzgl. der Gemeinnützigkeit bei attac, campact oder auch in Baden-
Württemberg beim Demokratischen Zentrum haben viele Engagierte stark 
verunsichert und verängstigt. Natürlich sind bürgerschaftliches Engagement 
und die Arbeit in gemeinnützigen Vereinen politisch. Die Notwendigkeit, sich 
für einen gemeinnützigen Zweck zu engagieren, weist ja auf gesellschaftliche 
Defizite hin, die vom wünschenswerten Gemeinwohl in der Gesellschaft 
abweichen.
Eine Aberkennung der Gemeinnützigkeit wegen (zu) allgemeinpolitischer 
Tätigkeit (die nicht allein und nur sehr spezifisch dem speziellen 
gemeinnützigen Zweck zugeordnet werden kann) oder die als zu allgemeine 
politische (nicht allein zweckbezogene) Bildung klassifiziert wird und daher zur 
Aberkennung der Gemeinnützigkeit führt, ist eine sehr eingeschränkte und 
leicht manipulierbare Interpretation, für die klare Kriterien fehlen.
Wenn gemeinnützige Tätigkeit über den Assistenzialismus hinausgehen soll und
an die tieferliegenden Ursachen der gesellschaftlichen (sozialen, ökologischen, 
wirtschaftlichen, ethischen...) Probleme herangeht, so ist sie politisch und kann
sich in einer komplexen Welt nicht nur symptomatisch an einzelnen 
Dimensionen (Zwecken) abarbeiten, wenn sie nachhaltig sein soll.
Es fehlen derzeit klare Regelungen und Hinweise, ab welchem Grad 
„allgemeinpolitischer Tätigkeit“ die Gemeinnützigkeit aberkannt werden kann. 
Solange hier keine klaren Kriterien entwickelt werden, schadet die Angst vor 
der Aberkennung in erheblichem Maß der gesellschaftlich gewünschten und 
notwendigen gemeinnützigen Arbeit vieler Vereine. Wir fordern daher das Land
Baden-Württemberg, besonders seine Finanzverwaltung, auf, in diesem Bereich
gegenüber der Bundesfinanzverwaltung aktiv zu werden. Die Unterstützung 
anderer Bundesländer kann dabei vorausgesetzt werden, wie die Geschichte 
der Aberkennungen der letzten Jahre gezeigt hat.
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2.4 Erweiterung der gemeinnützigen Zwecke
Zwar wurden Dezember 2020 die gemeinnützigen Zwecke in der 
Abgabenordnung überarbeitet, aber wir sehen weiteren Bedarf in einer 
Aktualisierung/Modernisierung der gemeinnützigen Zwecke in der AO.
Gefreut hat uns die explizite Aufnahme des Klimaschutzes, völlig 
unverständlich ist für uns die Nichtaufnahme der Verteidigung der 
Menschenrechte.

Gemeinnütziger Zweck für digitale Infrastrukturen: Die Aufnahme von 
Freifunk-Initiativen in die Liste der gemeinnützigen Zwecke der 
Abgabenordnung ist zu begrüßen. Ihr ging mit circa 5 Jahren Dauer allerdings 
eine ziemlich lange politische Diskussion voraus und inzwischen hat sich das 
Feld schon weiterentwickelt. Cloud-Dienste sind heute auch für die Arbeit in 
Vereinen und im Ehrenamt essentiell geworden. Dies wurde vor allem in der 
Pandemie deutlich, war aber auch davor schon erkennbar. Es gibt viele 
zivilgesellschaftliche Initiativen, die Dienste für Videokonferenzen, zur 
gemeinsamen Arbeit an Dokumenten, sozialer Netzwerke wie Mastodon, aber 
auch einfache Tools wie Terminabstimmungen auf Basis freier Software für die 
Allgemeinheit kostenlos zur Verfügung stellen. Wenn eine solche 
zivilgesellschaftlich organisierte digitale Infrastruktur entstehen soll, muss dies 
jedoch auch gemeinnützig sein. Dementsprechend wäre eine Erweiterung der 
gemeinnützigen Zwecke der Abgabenordnung um Telemedien- und 
Telekommunikationsdienste im Allgemeinen sinnvoll. Ansonsten hemmt dies 
das Wachstum dieser Initiativen enorm und das Feld bleibt den oftmals 
kostenlosen, aber datenschutzrechtlich kritischen Angeboten der US-
amerikanischen Cloud-Anbieter überlassen.

Gemeinnütziger Zweck Mitwirkung in der Ernährungswirtschaft: Es 
sollte Menschen ermöglichen bei der Produktion, Verarbeitung, Handel von 
Lebensmitteln einfach mitzuarbeiten. Denn die Mitarbeit, z.B. bei 
Mitgliederläden, Solidarischer Landwirtschaft, Verarbeitungs-Inklusionsbetriebe
erfüllt eine wichtige Bewusstseinsbildung für einen nachhaltigen Lebensstil. 
Stärkung regionaler Kreisläufe, Verantwortungsteilung für eine nachhaltige 
Lebensmittelversorgung als Daseinsfürsorge von Kommunen, soziale Teilhabe, 
Stadt-Land Verbindung oder Nachbarschaftsstärkung - Dies sind Beispiele für 
den Mehrwert bei der Mitarbeit in der Ernährungswirtschaft. So sollte 
gemeinnützige Organisaion  wie gGmbH, e.V.  der Ernährungswirtschaft von 
anderen wirtschaftlichen Zweigen steuerlich und rechtlich unterschieden 
werden.
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2.5 Entscheidungskompetenz
Auf welcher Ebene wird der Katalog der gemeinnützigen Zwecke entschieden? 
An welche Stellen müsste man sich wenden, wenn man die Abgabenordnung 
ändern will? – Hinweise aus dem Publikum:

• Die Entscheidung fällt durch Bundestag und Bundesrat; sie wird u.a. im 
Finanzausschuss des Bundestages vorberaten. Verwaltungsseitig sind das
Bundesfinanzministerium, auf Landesebene Staatsministerium und 
Finanzministerium zuständig

• Mitteilung des Bundesfinanzministeriums   zu den Änderungen von 
Dezember 2020

• Zivilgesellschaftlicher Ansprechpartner ist das Bündnis „Zivilgesellschaft 
ist gemeinnützig“

3 Anträge & Verwendungsnachweise

3.1 Antragsformulare und Formulare für 
Verwendungsnachweise
Vereinfachung und Vereinheitlichung von Antragsformularen wäre hilfreich. Oft 
überschneiden sich die Felder, man muss die gleiche Information mehrfach 
eintragen. Es wäre auch wünschenswert, wenn es für Anträge und 
Verwendungsnachweise ein abgestimmtes Grundformular gäbe. Das auch für 
Anträge bei anderen öffentlichen Stellen gilt. Also beispielsweise bei Anträgen 
auf kommunaler oder Bundesebene.

Hier gab es in der Vergangenheit bereits Ansätze. So wurden z.B. Anträge auf 
öffentliche Zuschüsse auf kommunaler Ebene den Antragsanforderungen für 
Zuschüsse auf Landes- bzw. Bundesebene angepasst. Dies führte jedoch nicht 
zu einer Vereinfachung und Verbesserung der Übersichtlichkeit, sondern zu 
einer Verkomplizierung und auch Verschärfung. Vormals einfache 
Antragsformulare wurden zu komplizierten, umfangreichen 
Anstellungserfordernissen.

Dieses Grundformular hätte den Vorteil, dass dies bei Anträgen bei öffentlichen
Stellen immer gleich wäre und sich dann nur für das spezifische Thema und 
das besondere Projekt bzw. Förderprogramm in speziellen Fragen 
unterscheiden würde.

Damit könnten sich auch kleine Vereine gut in solche verschiedenen 
Antragstellungen einarbeiten, denn bestimmte Grundfragen wären immer 
gleich und müssten nicht jedesmal wieder in einem anderen Kontext 
beantwortet werden.
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Hilfreich wäre auch, wenn es einen Mittelweg geben würde, zwischen dem 
berechtigten Anliegen, dass die Formulare nur eine bestimmte Anzahl von 
Zeichen zum Ausfüllen der einzelnen Fragen zur Verfügung stellen, damit die 
Antworten nicht bei jeder Frage mehrere Seiten umfasst. Dennoch ist die 
jeweils vorgegebene Zeichenanzahl in der Regel viel zu knapp bemessen. Die 
Besonderheiten eines Projekts und dessen Anliegen lässt sich meist nur sehr 
rudimentär mit den wenig zur Verfügung stehenden Zeichen erläutern. Für uns 
ist es unklar, wie eine Jury dann auf dieser Grundlage zu einer fairen 
Entscheidung über die Projektanträge kommen kann. Denn es werden immer 
die Anträge bevorzugt werden, die sprachlich im Sinne eines Werbeslogans 
besonders gut sind, die sich der Werbesprache gut angepasst haben und die in 
der Lage sind die richtigen Keywords in den Antrag reinzuschreiben. Das halten
wir für kein ausgewogenes und faires Vorgehen. Es schließt kleine und 
unerfahrene Vereine aus und begünstigt große oder größere Vereine, die sich 
ggf. sogar Antragstellungs-Profis leisten können, die Anträge gegen Honorare 
schreiben. Es kann auch nicht sein, dass man erst Fortbildungen besuchen 
muss, um Anträge ausfüllen und stellen zu können.

3.2 Eigenmittel
Drittmittel und Teilnahmebeiträge sollten als Eigenmittel anrechenbar sein. Bei 
Anträgen beim Land, also bei Förderprojekten der verschiedenen Ministerien 
oder Programmen, sind die Vorgaben, was als Eigenmittel des Vereines gilt und
was nicht, leider sehr unterschiedlich geregelt.

Bei einigen gelten nur Mitgliedsbeiträge und Spenden als Eigenmittel. 
Einnahmen durch Teilnahmebeiträgen oder Eintrittsgelder oder den Verkauf 
von Kleinigkeiten wie Säfte oder Kaffee gelten nicht als Eigenmittel, sondern 
müssen erstmal als Einnahmen von den förderfähigen Ausgaben abgezogen 
werden. Das ist aber für viele Vereine so eine Art Ausschlusskritierium, da sie 
kaum Einnahmen durch Spenden oder Mitgliedsbeiträge haben. Die 
Teilnahmebeiträge, Verkauf von Kaffee bei Festen und/oder Eintrittsgelder sind 
ihre Einnahmen und somit nach unserer Auffassung Eigenmittel. Denn diese 
Einnahmen kommen ja nicht aus einer wirtschaftlichen Tätigkeit, sondern 
helfen mit, die Ausgaben für Räume, Flyer, Technik, ggf. Referent*innen zu 
decken. Dies nicht als Eigenmittel zu werten, ist für uns nicht nachvollziehbar.
Hier fänden wir es wichtig, die Regelungen zu vereinheitlichen. Also dass auch 
Teilnahmebeiträge etc. als Eigenmittel gelten.

Ebenso wäre es für uns wichtig, dass bei den Eigenmittel einer 
Projektfinanzierung auch Drittmittel aus Zuschüssen von Sitftungen etc., 
jedoch auch aus Zuschüssen von anderen öffentlichen Stellen, als Eigentmittel 
angerechnet werden können.

Es muss möglich sein, bei einem beantragten Zuschuss beim Land zur 
Gesamtfinanzierung des geplanten Projekts, die Deckung der Gesamtkosten 
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mit Drittmittel aus Stiftungen und aus anderen öffentlichen Geldern wie 
Zuschüsse des Bundes und/oder der Kommune querfinanzieren zu können. So 
dass das Projekt am Ende zu 100% finanziert ist. Dadurch ist gesichert, eine 
Doppelfinanzierung zu vermeiden. Denn die Zuschüsse werden ja geteilt. Aber 
es ist dadurch für viele Vereine überhaupt erst möglich, eine 
Gesamtfinanzierung für das Projekt hinzubekommen.

Denn in der Regel sind die mögliche Zuschusshöhe nicht ausreichend, um mit 
dem beantragten Zuschuss, das gesamte geplante Projekt finanzieren zu 
können. Deshalb sind Querfinanzierungen über andere Zuschussmittel oftmals 
notwendig.

Diese Drittmittel, die der Querfinanzierung dienen, müssen also als Eigenmittel
ebenso anerkannt werden, wie die Einnahmen aus Teilnahmebeiträgen und 
Eintrittsgeldern.

3.3 Kofinanzierung
Landeszuschüsse sollen zusätzlich zu kommunalen oder Bundeszuschüssen 
möglich sein.

Hier ist insbesondere eine Vereinheitlichung der verschiedenen 
Zuschussanträge notwendig. Denn bei manchen Zuschussanträgen ist dies 
möglich, bei anderen nicht.

Das macht aber die jeweilige Antragstellung kompliziert, weil die 
Berechnungsgrundlagen und der Einsatz von Mitteln als Querfinanzierung 
immer wieder anders ist.

3.4 Verwendungsnachweise vereinfachen
Diese verlangen oft, dass nicht nur eine Liste (Belegliste) mit den erfolgten 
Ausgaben vorgelegt werden muss, sondern auch die einzelnen Belege. 
Teilweise werden diese sogar im Original angefordert, Was letztendlich anderen
Vorschriften widerspricht. Denn eigentlich darf man ja die Belege seiner 
Buchführung nicht einfach irgendwohin schicken. Dass die ganzen Belege bei 
einer Prüfung vorgelegt werden müssen, ist kein Problem. Das Problem ist 
eher, dass dies bei den einzelen Verwendungsnachweisen bereits geschehen 
muss. Zudem werden darüber hinaus teilweise auch noch Kontoauszüge 
verlangt, um nachzuweisen, dass die einzelnen Rechnungen wirklich bezahlt 
wurden. Das macht zum einen nicht nur enorm viel Arbeit, da alles kopiert und
doppelt und dreifach abgelegt werden muss. Sondern es zeugt auch von einem
enormen Misstrauen, als ob die Zuschussgeber*innen von Vorhinein davon 
ausgehen, dass die Gelder veruntreut werden oder man nichts anderes zu tun 
hat als zu "bescheißen". Die Notwendigkeit die ganzen Belege nachzuweisen, 
fürht insbesondere bei Projekten mit Ländern des globalen Südens, zu großen 
Problemen, da in vielen Projekten im Globalen Süden, die Belegführung und 
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die Buchführungen völlig anders aussehen. Dies macht es besonders für 
kleinere Vereine, die eine kleine Projektpartnerschaft mit Aktiven im Globalen 
Süden haben, sehr schwer. Hier wäre hilfreich, Wege zu finden, die die 
Nachweise ermöglichen, die Umfänge der Nachweise und die gesamten 
Anforderungen und Erfordernisse aber verringern.

3.5 Antragskriterium „Innovativ“
Die Forderung, daß Projekte innovativ sein müssen, geht an der Realität vorbei
und sollte abgeschafft werden. Sie widerspricht der Tatsache, daß 
Veränderungsprozesse nur langfristig ablaufen. So ist es unmöglich, 
begonnene Prozesse/ Angebote/ Maßnahmen zu verstetigen. Es führt zu 
Projekt-Strohfeuern mit öffentlicher Aufmerksamkeit, aber reduzierter 
gesellschaftlicher Wirkung. – Der Punkt Weiterförderung von nachweislich 
erfolgreichen Projekten ist elementar. Projekte werden immer nur unterstützt, 
wenn sie Innovationscharakter haben. Wieso nicht auch Projekte fördern, die 
sich bereits bestens bewährt haben?

3.6 Projektförderung vs. Grundförderung
Die Ausrichtung auf Projektförderung muss geändert werden. Es muss auch 
möglich sein, dass Vereine für die Durchführung ihrer Arbeit und ihrer Projekte 
strukturell gefördert werden. Es muss neben der Förderung von zeitlich und 
thematisch begrenzten Projektförderungen auch möglich sein, dass Vereine 
eine strukturelle Förderung auf Dauer bekommen. Denn nur wenn die Arbeit 
der Vereine und die vom Verein initiierten Projekte eine dauerhafte und 
längerfristige Förderung im Sinne einer strukturellen Förderung erhalten, 
können Nachhaltigkeitsziele und langfristige Veränderungsprozesse überhaupt 
auf den Weg gebracht und realisiert werden. Die reine Projektfinanzierung, die 
in der Regel auf 1 bis maximal 4 Jahre angelegt ist, im Durchschnitt jedoch 
nicht länger als 2 Jahre dauert, führt dazu, dass wie oben bereits erwähnt, 
begonnene Prozesse wieder aufgegeben bzw. neu unter einen anderen Thema 
gestartet werden müssen. Wenn man es ernst nimmt, müsste hauptamtliches 
Personal auch nach jedem Projektantrag entlassen und ggf. nach der 
Bewilligung des neuen Projekts wieder eingestellt werden. Dadurch leiden viele
Vereine, die mit hauptamtlichen Personal arbeiten, dass sie sozusagen so eine 
Art "Durchlauferhitzer" sind, in dem die meisten Kolleg*innen nicht über 1, 2 
oder maximal 3 Projektlaufzeiten hinaus in dem Verein arbeiten, sondern sich 
irgendwann für unbefristete Arbeitsstellen in anderen Bereichen oder Vereinen 
entscheiden.
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3.7 Vorfinanzierung von Projektausgaben
die Pflicht zur Vorfinanzierung durch Vereine ist ein Problem. Es muss möglich 
sein, dass während der Projektdurchführung jeweils Abschlagszahlungen 
abgerufen werden können, so dass keine Projektgelder vorfinanziert werden 
müssen. 

4 Organisatorisches/ Vereinsrecht

Haftungspflichten für Vereinsvorstände sollten reduziert werden auf 
vorsätzliches Fehlverhalten; die Vielfalt an Regelungen führt dazu, daß 
Vereinsmitglieder fürchten, Fehler zu machen und nicht für den Vorstand 
kandidieren.

Synchronisierung von Gesetzen: Die sogenannte Ehrenamtspauschale 
wurde auf 840 Euro erhöht. In § 31 a BGB steht noch, dass Vereinsvertreter, 
die eine Vergütung von max. 720 Euro nicht übersteigt, nur bei vorliegen von 
grober Fahrlässigkeit bzw. Vorsatz haften. Das sollte noch angepasst werden.

Mitgliederversammlungen online: Dafür wird wohl eine Satzungsregelung 
benötigt; dies macht in Zeiten von Corona aber wenig Sinn und sollte per se 
möglich sein… 

Transparenzregister: Vereine müssen ja seit einigen Jahren auch im 
Transparenzregister eingetragen sein. Das Transparenzregister übernimmt die 
dafür notwendigen Daten aus dem Vereinsregister. Nun ist meinem Verein ein 
Gebührenbescheid des Transparenzregisters ins Haus geflattert. Von dieser 
Gebühr könne man sich aber als gemeinnütziger Verein befreien lassen, dazu 
müsse man den Freistellungsbescheid des Finanzamtes einreichen. Diese 
Einreichung ist kompliziert. Warum regelt man das nicht so, daß dieser 
Freistellungsbescheid automatisch entweder vom Vereinsregister oder vom 
Finanzamt an das Transparenzregister übersandt wird? Im Zeitalter der 
Digitalisierung müßte das doch automatisch zu regeln sein. Damit könnte man 
Vereinen unnötige Arbeit sparen.

12

https://de.wikipedia.org/wiki/Transparenzregister

	1 Transparenz/ Kommunikation
	2 Steuern/ Gemeinnützigkeit
	2.1 Rücklagenbildung vs. zeitnahe Verwendung aller Mittel
	2.2 Vereinsbeauftragte der Finanzämter
	2.3 Klare Kriterien für „allgemeinpolitische Tätigkeit“ für mehr Rechtssicherheit
	2.4 Erweiterung der gemeinnützigen Zwecke
	2.5 Entscheidungskompetenz

	3 Anträge & Verwendungsnachweise
	3.1 Antragsformulare und Formulare für Verwendungsnachweise
	3.2 Eigenmittel
	3.3 Kofinanzierung
	3.4 Verwendungsnachweise vereinfachen
	3.5 Antragskriterium „Innovativ“
	3.6 Projektförderung vs. Grundförderung
	3.7 Vorfinanzierung von Projektausgaben

	4 Organisatorisches/ Vereinsrecht

